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VON EINEM DER AUSZOG, 
AMERIKA DAS FÜRCHTEN 

ZU LEHREN 
Seine zweite Präsidentschaft nutzt Donald Trump zu einem umfassenden 

Schlag gegen Colleges, Universitäten und Forschungseinrichtungen.  
Es geht um Personalentlassungen, Mittelkürzungen und um seinen  

Feldzug gegen eine akademische Sicht der Welt 

Die Attacke gegen Gleichstellungs- und Inklusionsprogram-
me (DEI) machte den Anfang. Sie kam nicht überraschend 
und betrifft nicht nur Hochschulen und Wissenschaftsein-
richtungen, sondern auch die öffentliche Verwaltung. Vorbe-
reitet worden war sie bereits in einigen Bundesstaaten wie 
Florida und Texas, wo Republikaner seit Jahren mit „Anti-
Woke“-Wahlkampf Stimmung machen und Gouverneur Ron 
DeSantis die Bildungslandschaft bereits mit politischen Ge-
treuen an der Spitze von Institutionen umgebaut hat. Hoch-
schulen sollen ihre DEI-Programme einstellen, das für die 
Umsetzung eingestellte Personal entlassen, fordert die neue 
Trump-Regierung. Tun sie dies nicht, wird die Förderung ge-
strichen. Dies ist eine Umkehrung der Förderbedingungen: 
Bisher gab es Geld nur, wenn Hochschulen die Gleichstel-
lungsvoraussetzungen nach den DEI-Kriterien erfüllten. 

Trump will das Erziehungsministerium des Bundes schlie-
ßen. In einem ersten Schritt wurden 1300 Mitarbeitende 
aufgefordert, ihre Sachen zu packen – die Hälfte der Beleg-
schaft. Trump will damit eine „marxistische“ Einflussnahme 
unterbinden. Das Erziehungsministerium unterstützt Schu-
len und Hochschulen und setzt auch spezielle Programme für 
Schülerinnen und Schüler mit besonderen Bedürfnissen um. 
Solche Aufgaben sollen nun von den Bundesstaaten über-
nommen werden. Gesetzlich garantierte Studierendenkre-
dite sollen davon nicht betroffen sein. Das Ministerium war 
1978 vom US-Parlament ins Leben gerufen worden. Eine völli-
ge Abschaffung des Ministeriums müsste der Kongress dann 
auch mit einem Gesetz beschließen. Angesichts der Mehr-
heitsverhältnisse und der Unterstützung, die Trump von den 
Republikanern erhält, ist dies vielleicht nur eine Formsache.

Die National Science Foundation (NSF) wurde angewiesen, 
Forschungsbeschreibungen auf Schlüsselwörter zu durch-
suchen, um so auf nicht genehme DEI-Themen aufmerk-
sam zu werden, zum Beispiel „Gender“, „Frauen“ und „Viel-
falt“. Die NSF verfügt über ein Budget von neun Milliarden 
US-Dollar, mit dem Forschung weltweit gefördert wird, un-
ter anderem eine Forschungsstation in der Antarktis und 
Weltraumobservatorien oder auch Erdbebenrisiken und 
Quantum-Technologie. Bei den Projektbeschreibungen geht 
es oft nicht nur um die Aussicht auf neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse, sondern auch explizit um „breite Auswirkun-
gen auf die Gesellschaft“. Dies bedeutet sehr oft dann auch 
eine Überschneidung mit den Gleichstellungszielen von DEI-
Programmen, zum Beispiel bei der Förderung von Forschen-
den aus unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen.

Gesundheits- und Medizinforschung bedroht

Das Nationale Gesundheitsinstitut (NIH) ist der größte Geld-
geber des Bundes für Medizinforschung: Von den 35 Milli-
arden US-Dollar Jahresetat profitieren 2500 Colleges, Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen. 5,5 Milliarden 
US-Dollar will die Regierung nun jährlich einsparen. Auch 
die NIH-Projekte werden auf DEI-Kriterien überprüft. Lau-
fende Projekte werden in vier Kategorien eingeteilt: For-
schungsprojekte mit ausschließlichem DEI-Bezug werden 
gar nicht mehr finanziert, bei einem Teilbezug müssen For-
scher entsprechende Projektziele ändern oder sie verlieren 
ihre Förderung. Projekte zu Transgender-Themen sollen 
beendet werden, da sie keinen „Nutzen für die Mehrheit der 
Amerikaner“ hätten. 

TEXT: KLAUS MARTIN HÖFER
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Doch auch 15 000 Anträge auf Förderungen mit einem Volu-
men von 1,5 Milliarden US-Dollar liegen erst einmal auf Eis, 
unter anderem zu Krebsforschung, Alzheimer und Infekti-
onskrankheiten. 

Gravierende Auswirkungen wird auch die erzwungene Kür-
zung von Overhead-Kosten auf 15 Prozent haben – die Hälfte 
dessen, was bislang üblich war –, warnen Wissenschaftsver-
bände. Was die Trump-Administration als unnötige Ausgaben 
ansieht, ist in den Augen der Wissenschaftseinrichtungen 
unabdingbar für die Durchführung der Forschungsprojekte. 
Mit den Posten für „indirekte Kosten“ würden zum Beispiel 
Serviceunternehmen bezahlt, die kontaminiertes Material 
entsorgen, oder auch die Stromrechnung für energieinten-
sive Labore. Die Kürzungen bei den Hochschulen hätten zu-
dem starke Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft.

Stopp wegen vorgeblicher „Bürgerrechtsverstöße“

Trump kündigt an, Geld für Hochschulen zu sperren, die „il-
legalen Protest“ erlaubten – und er meint damit Demonstra-
tionen und Kundgebungen zum Nahostkonflikt. Beobachter 
vermuten, dass es dabei nicht nur um Geld geht, sondern um 
einen Versuchsballon, um unliebsame Nicht-US-Bürger aus 
Gründen der „nationalen Sicherheit“ einfacher ausweisen 
zu können. Zunächst wurden mit der Behauptung, auf dem 
Campus eine „antisemitische Umgebung“ zu erlauben, der 
Columbia-Universität in New York 400 Millionen US-Dollar 
gestrichen – mit Bezug auf Bürgerrechtsverstöße. Üblicher-
weise ist es die Aufgabe des Erziehungsministeriums, dies 
zu untersuchen. Dies würde – so die Begründung – zu lange 
dauern, zudem will Trump das Ministerium abschaffen. 

Dann wurden der Universität von Maine 100 Millionen US-
Dollar aus dem Bundeslandwirtschaftsministerium gekürzt. 
Betroffen sind davon Forschungsprojekte zur Lachszucht, 
zum Kartoffelanbau und zu Wirkungen von synthetischen 
Chemikalien (PFAS). Auch in diesem Fall begründete man 
diese Kürzungen mit möglichen Verstößen gegen Bürger-
rechtsgesetze. Beobachter gehen jedoch davon aus, dass 
sie mit der Weigerung des Bundeslandes zusammenhängen, 
eine Trump-Anordnung zu befolgen, nach der Transgender-
Frauen nicht an Frauenwettkämpfen teilnehmen dürfen. 
Dies würde allerdings den Gesetzen des Bundeslandes Maine 
widersprechen – es gab einen öffentlichen Disput dazu zwi-
schen Trump und der demokratischen Gouverneurin von 
Maine. Dann eine Wende: Wenige Tage später gibt das Land-
wirtschaftsministerium die Mittel wieder frei. Eine republi-

kanische Senatorin verkündigte den Umschwung mit dem 
Hinweis, dass die Mittel äußerst wichtig seien für Land- und 
Forstwirtschaft und die damit verbundenen Arbeitsplätze.

Lieber „trainieren und Krieg führen“

Das Verteidigungsministerium wiederum stoppte alle so-
zialwissenschaftlichen Forschungsprojekte. Damit sollen 
nach eigenen Angaben in diesem Jahr 30 Millionen US-Dollar 
eingespart werden. 91 Vorhaben sind betroffen, bei denen es 
unter anderem um Zusammenhänge zwischen Klimawandel, 
Nahrungsmittelunsicherheit, Migration und Extremismus 
geht. Zu den eingestellten Forschungsvorhaben gehört das 
seit 2008 bestehende Minerva-Programm, das mit drei- bis 
fünf Jahresprogrammen Forschungsaufträge an Hochschul-
wissenschaftler vergab. In der letzten Förderrunde hatte 
man im August 2024 47 Millionen US-Dollar an 19 Forscher-
teams vergeben. Die Web-Seite mit der Beschreibung ab-
geschlossener und laufender Projekte wurde bereits abge-
schaltet. Verteidigungsminister Hegseth kommentierte auf 

„X“, das Pentagon mache keinen „Klimawandel-Unsinn“, son-
dern kümmere sich um „trainieren und Krieg führen“.

Die vorgesehene drastische Kürzung der Entwicklungshilfe 
hat ebenfalls Auswirkungen auf die Forschung. 17 landwirt-
schaftliche Versuchslabore wären betroffen, zum Beispiel 
an der Pennsylvania State University. Dort wurde im Auf-
trag der US-Entwicklungshilfeorganisation USAID an der 
Vermeidung von Ernteausfällen und der Verbesserung von 
landwirtschaftlichen Erträgen geforscht. Oder das Sojaboh-
nen-Forschungslabor der Universität von Illinois, dessen 30 
Mitarbeitern vorsorglich von der Hochschule für den Fall ge-
kündigt wurde, dass die Zahlungen nicht wieder aufgenom-
men werden. Andere Hochschulen haben Forschungslabore, 
die sich auf Weizen oder Erdnüsse spezialisiert haben. Sie 
müssen möglicherweise kurzfristig ihre Gewächshäuser 
schließen und ihre Zusammenarbeit mit Hochschulen welt-
weit einstellen. Zusätzlich zu den Versuchslaboren stehen 
mindestens 140 von USAID finanzierte Forschungsverträge 
auf der Kippe, etwa die Tuberkulose-Forschung der Johns-
Hopkins-Universität und der Universität von North Carolina 
sowie eine Partnerschaft der Kansas-State-Universität mit 
Organisationen in Haiti, die das Ziel haben, dort landwirt-
schaftliche Erträge zu verbessern. Zusammen mit weiteren 
Zuschüssen, Forschungsförderung und Stipendien belaufen 
sich die Beträge, die USAID zwischen 2018 und 2024 direkt 
oder indirekt an US-amerikanische Hochschule gezahlt hat, 
auf etwa 3,6 Milliarden US-Dollar.
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Mit einer zentralen Kundgebung unter dem Motto 
„Stand up for Science“ zogen Tausende Wissenschaft-
ler in die Bundeshauptstadt Washington. Endlich eine 
Gegenwehr, könnte man meinen. Doch organisiert 
haben die Protestveranstaltung fünf Nachwuchswis-
senschaftler, die sich über „bluesky“ verständigt hat-
ten, auf den ersten Stufen ihrer Karriereleiter, ohne 
feste, unbefristete Anstellung. Sie hatten nichts zu 
verlieren. Wer bereits im Collegesystem beruflich Fuß 
gefasst hat, denkt vielleicht anders. „Einige Gruppen 
sind wütend und politisch engagiert, andere fürchten 
um ihre Anstellung oder ihren akademischen Status 
und wieder andere sind nur apathisch“, beschreibt 
Kommunikationsprofessor Bradford Vivian von der 
Pennsylvania-Staatsuniversität seine Einschätzung 
der Lage. Vivian hat sich mit den Angriffen konserva-
tiver Thinktanks und Politiker auf angebliche „woke“-
Universitäten befasst und dazu ein Buch geschrieben 
(siehe auch DUZ 04/2024).

Dabei hatten in einer Umfrage unter 100 College-
Präsidenten 78 von ihnen der Aussage zugestimmt, 
Trump habe der Hochschulbildung den Krieg erklärt. 
Das  ist auch kaum von der Hand zu weisen. Der jet-
zige Vizepräsident Vance hatte bereits im Wahlkampf 
getönt:  „Der Professor ist der Feind.“ 

Es sei lebenswichtig, dass die Hochschulpräsidenten 
ihre Institutionen verteidigten, gerade jetzt müssten 
sie „mutig“ sein – so wird der Vorsitzende der Ver-
einigung der Universitätsprofessoren (AAUP) Todd 
Wolfson zitiert. Der Journalismus-Professor der Rut-
gers-Universität in New Jersey wird mit seiner Kritik 
sehr deutlich: „Trump und seine Handlanger wollen 
mit Drohungen und Einschüchterungen zurück zu ei-
ner Welt, in der sie es gewohnt waren, ungehindert 
bevorzugt zu werden. Sie haben den Kongress über-
nommen, um sich ihre eigenen Vorteile zu sichern. 
Wir müssen uns dem entgegenstellen.“ Auch Wolf-
son befürchtet, dass viele Universitätsleitungen sich 
passiv verhalten. „So läuft das nicht“, mahnt er. „Wir 
müssen denen klarmachen: Wenn wir uns jetzt nicht 
wehren, ist keine Institution sicher.“

Eine Schlüsselfrage sei, schreibt Bradford Vivian, ob 
die Führungskräfte im Hochschulbereich einen ge-
meinsamen politischen Willen entwickeln und sich 
als ein Netzwerk der Institutionen verstehen, dabei 
gemeinsame Interessen solidarisch vertreten und 
Bildung als öffentliches Gut verteidigen. Oder ob 
sie eher die Einzelinteressen ihrer Hochschulen zu 
schützen versuchen und ob sie auch dazu bereit wä-
ren, Zugeständnisse zu machen. Bei der vielfältigen 

Struktur der US-amerikanischen Hochschulen – von 
superreichen privaten Eliteeinrichtungen bis zu per 
Satzung und Tradition dem öffentlichen Wohl ihrer 
Region verpflichteten „land grant“-Universitäten, 
von extrem profitorientierten Colleges mit Schmal-
spurangebot bis zu Universitäten, die als Hauptwirt-
schaftsfaktor in strukturschwachen Gebieten wirken 
– erscheint es zumindest als eine große Herausforde-
rung, eine gemeinsame Stimme zu finden. 

Eine Möglichkeit, sich zu wehren, ist vor Gericht zu 
ziehen: Klagen von Wissenschaftseinrichtungen und 
einigen Hochschulen stehen zur Entscheidung an, 
zudem haben etliche Staatsanwälte die Anweisungen 
und Beschlüsse der Bundesbehörden angefochten. 
Und zumindest bei einer Bundesrichterin haben sie 
bereits Erfolg gehabt. Sie hat die Wiedereinstellung 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern be-
schlossen. Andere Verfahren wurden auf den Weg 
gebracht. Doch ob und wie die Trump-Administration 
sich an Richtersprüche hält, ist mehr als ungewiss. 

Bradford Vivian nennt noch eine weitere Option. Die 
Bundesregierung habe letztlich nicht die endgültige 
finanzielle und politische Kontrolle über die Hoch-
schulen. Entscheidend seien die Bundesstaaten und 
die Entscheidungen in deren Parlamenten. Demokra-
tisch dominierte Bundesstaaten könnten also mögli-
cherweise Teile der Kürzungen ausgleichen, wenn sie 
es wollten. 

Zudem spielten Colleges in vielen kleinere Städten 
eine wichtige wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Rolle, auch in konservativen und ländlichen Teilen 
der USA. Dass durch Mittelkürzungen dort nun auch 
plötzlich Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen, nicht 
nur direkt an der Hochschule, sondern auch bei Un-
ternehmen, könnte für einige Politikerinnen und Po-
litiker wichtiger sein als die Direktiven aus Washing-
ton.

Eine ganz andere Art des Widerstandes haben ein-
zelne Forscher gestartet: Mit einer Art digitalem 
Guerillakrieg versuchen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aus Dokumentationszentren Daten 
zu retten, die durch den Kahlschlag möglicherweise 
verloren gingen oder die derzeit öffentlich nicht mehr 
zugänglich sind, weil zum Beispiel die Webseiten ge-
kappt wurden. Klimadaten gehören dazu oder auch 
Daten aus der Medizin, die einzelne Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler im Rahmen ihrer For-
schungsprojekte gesammelt haben und die sie nun in 
offen zugängliche Datenbanken hochladen. 

Gegenwehr
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Angriff auf wissenschaftliche Dienste

Die National Oceanic and Atmospheric Administration (NOAA), 
die Behörde für Wetter- und Ozeanografie, untersucht zum 
Beispiel das Entstehen von Extremwetterlagen und die kon-
kreten Folgen des Klimawandels – und veröffentlicht War-
nungen für die Bevölkerung. Zudem ist sie mit ihren 122 über 
die USA verteilten Zweigstellen für tägliche Wettervorsagen 
zuständig, auch auf sehr regionaler Ebene, und versorgt Pilo-
ten und Fluglotsen mit wichtigen Daten für den Flugverkehr 
und Landwirte mit Infos für das Ausbringen von Saat und das 
Einbringen der Ernte. Hunderte von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern, die noch in der Probezeit waren, wur-
den gefeuert, da die Klimakrise laut Trump ein „Schwindel“ 
ist – Grenzwerte wurden bereits herabgesetzt, neue Studien 
sollen die „Nützlichkeit“ des Klimawandels „beweisen“. Die 
Kürzungen betreffen nicht nur das Personal, sondern auch 
die Infrastruktur: Man kündigt Mietverträge für Gebäude, 
zum Beispiel für ein Computerzentrum, in dem Wettersimu-
lationen berechnet werden. Weil NOAA-Daten auch die vie-
len kommerziellen Wetter-Apps füttern, könnten Kürzungen 
auch Auswirkungen auf deren Genauigkeit haben. 

Beim Geologischen Dienst (USGS) sind an Hunderten über 
die USA verteilten Standorten rund 10 000 Wissenschaftler, 
Techniker und weitere Mitarbeitende beschäftigt. Etwa drei 
Dutzend dieser Standorte stehen nun zur Disposition, dar-
unter die Vulkanbeobachtungsstation in Hawaii. Auch beim 
Geologischen Dienst wurde mehreren Hundert Mitarbeiten-
den gekündigt oder sie wurden zur Kündigung aufgefordert. 
Der Geologische Dienst stellt wissenschaftliche Informatio-
nen zu Wasser, Energie, Mineralien und Bodenschätzen und 
dem Ökosystem zur Verfügung. Dazu gehören Warnungen vor 
Waldbränden, Erdbeben, Vulkanausbrüchen, Überflutungen 
und andere Naturkatastrophen.

Das Außenministerium hat zudem ein Programm gestoppt, 
mit dem Botschaften und Konsulate weltweit Daten zur 
Luftqualität an ihren jeweiligen Standorten gesammelt und 
diese Klimawissenschaftlern und der örtlichen Bevölke-
rung zur Verfügung gestellt haben – in einigen Ländern die 
einzige Möglichkeit, solche Daten zu bekommen.

Bürokratieabbau oder Anti-Wissenschaft?

Es geht nicht nur um Institutionen, es geht auch um die 
Entwissenschaftlichung von Entscheidungen: Statistiken 
sollen umdefiniert werden, zum Beispiel Staatsausgaben 
aus dem Bruttoinlandsprodukt herausgenommen werden. 
Das kommt einer vorausschauenden Manipulation von Da-
ten gleich, die dem Handelsminister in die Karten spielt, 
der mantrahaft erklärt, es werde keine Rezession geben. 

Das grundsätzliche Problem liegt dabei darin, das ideo-
logisch gekürzt wird – zum einen ganz offensichtlich wie 
beim Disput in Maine, zum anderen unter dem Deckman-
tel der Kosteneffizienz. Haushaltstitel sachgerecht einer 
Kosten-Nutzen-Analyse zu unterziehen, wäre mühsam und 
würde dauern. Welche Auswirkungen die Kürzungen wann 
auf welche Lebensumstände der US-Amerikaner haben 
werden, ist nicht genau klar. Für Trump-Anhänger geht es 
erst einmal darum, generell „Government Spending“ einzu-
dämmen – ein Kampfbegriff aus der Reagan-Zeit, der jegli-
che staatliche Geldausgaben erst einmal dämonisiert, aber 
verkennt, dass es die Aufgabe des Staates ist, Geld auszu-
geben. Dies zu kontrollieren und zu schauen, ob sie es gut 
oder schlecht machen, wäre eigentlich die Aufgabe des Par-
lamentes. Diese Macht hat das Abgeordnetenhaus derzeit 
abgegeben. //
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